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Bonn, den 31. August 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bohrungen im Festlandsockel 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/2496 — 


Auf die Kleine Anfrage beehre ich mich wie folgt zu antworten: 

Die überv/achung der Bohrung nach den der Anfrage zugrunde 
liegenden bergtechnischen Gesichtspunkten ist von der nieder- 
sächsischen Bergverwaltung wahrgenommen worden. Ich habe 
daher den niedersächsischen Minister für Wirtschaft und Ver- 
kehr gebeten, zu der Anfrage Stellung zu nehmen. Er hat dies 
wie folgt getan: 

Zu 1. a) 

Im Betriebsplan waren für die verschiedenen Bohrteufen be- 
stimmte Schwerspüiungen vorgeschrieben worden. Die Spü- 
lung zur Zeit des Gasausbruchs hat dem entsprochen. 

Zu l.b) 

Absperreinrichtungen um das Gestänge sowie Rückschlagsiche- 
rungen im Gestänge waren im Betriebsplan vorgesehen und 
vorhanden. Die Einrichtungen haben beim Gasausbruch den 
Bohrlochkopf schnell und zuverlässig geschlossen. 

Zu 2. 

Ein Vertreter des Bergamtes Meppen hat vor Beginn der Boh- 
rung festgestellt, daß die Auflagen vollständig erfüllt waren. 
Der Vertreter ist auch während der ersten Tage bei den Bohr- 
arbeiten ständig auf der Bohrinsel anwesend gewesen. 

Zu 3. 

Der Ausbruch ist dadurch entstanden, daß das Bohrloch mit 
einer geologischen Störung, und zwar einer bis zum Meeres- 
boden reichenden Spalte, Verbindung aufgenommen hat. Durch 
diese Spalte ist zunächst ein Teil der Spülung und dann das 
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Gas entwichen, wobei es zur Bildung der beiden Krater über 
der Störung kam. Diese Möglichkeit war unvorhersehbar. Die 
Ausbrüche haben, weil sie nicht am Bohrloch, sondern über 
der Störungsspalte 250 m seitlich davon erfolgten, die Hubinsel 
nicht gefährdet. Daß der Ausbruch „nach Meinung eines be- 
kannten Fachmannes" hätte verhindert werden können, ist bis- 
her weder den Firmen noch der Bergverwaltung bekannt. Im 
Interesse der Sicherheit müßte der Bergverwaltung sein Name 
genannt werden, damit mit ihm Verbindung aufgenommen 
werden kann, um festzustellen, auf welchen Tatsachen sich 
seine Auffassung begründet. Soweit in Presseveröffentlichun- 
gen im gleichen Zusammenhang ein bestimmter Name genannt 
wurde, hat die betreffende Persönlichkeit den Konsortialfirmen 
gegenüber die behaupteten kritischen Äußerungen dieser Art 
in Abrede gestellt. 

Zu 4. 

Die für bergsicherheitliche Aufgaben zuständige Bergverwal- 
tung des Landes Niedersachsen wird — wie bisher — in 
jedem Falle prüfen, welche Maßnahmen nach den jeweils vor- 
liegenden Erkenntnissen erforderlich sind, und die Durchfüh- 
rung dieser Maßnahmen veranlassen. Sie steht mit den in 
Betracht kommenden behördlichen und wissenschaftlichen In- 
stitutionen des In- und Auslandes in ständiger Verbindung, 
um insbesondere die bei vergleichbaren Bohrungen im Aus- 
land gesammelten Erfahrungen bei ihren Maßnahmen nutzbar 
zu machen. Allerdings muß darauf hingewiesen werden, daß 
derartige Ausbrüche niemals mit letzter Sicherheit ausgeschlos- 
sen werden können, weil sich die Verhältnisse im Innern der 
Erde nicht völlig eindeutig vorhersehen lassen und weil auch 
die Möglichkeit menschlichen Versagens nicht ganz zu besei- 
tigen ist. 

Ergänzend zu der Stellungnahme des niedersächsischen Mi- 
nisters für Wirtschaft und Verkehr darf ich noch auf folgendes 
hinweisen: 

Die Bundesregierung verfolgt die Erschließung von Erdgas und 
Erdöl im Festlandsockel mit großer Aufmerksamkeit, Auf ihre 
Initiative ist auch das Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechte am Festlandsockel vom 24. Juli 1964 (BGBl. I S. 497) 
zurückzuführen. Durch dieses Gesetz wird eine klare Grund- 
lage für die Beaufsichtigung von Bohrungen außerhalb der 
Drei-Meilen-Zone durch das Oberbergamt in Clausthal-Zeller- 
feld und das Deutsche Hydrographische Institut geschaffen. Das 
Gesetz stellt ferner die vorsätzliche oder fahrlässige Ver- 
schmutzung der See durch öl unter Strafe. 


In Vertretung 

Langer 
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